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INTERVIEW

„Demenzkranke
profitieren“

Heinz Elbers zur Umstellung des Pflegesystems
HAMM � Die Bundesregie-
rung plant eine Verbesserung
der Pflegeversicherung. Da-
mit künftig mehr Menschen
Geld aus der Pflegeversiche-
rung bekommen, soll das
Verfahren der Einstufung bis
2017 umgestellt werden –
Pflegebedürftige könnten
dann fünf Pflegegraden zuge-
ordnet werden statt wie bis-
her drei Pflegestufen. Über
Notwendigkeit und Nutzen
eines veränderten Pflegesys-
tems sprach WA-Volontärin
Francina Herder mit Heinz El-
bers, dem Leiter des Amts für
Soziales, Wohnen und Pflege
der Stadt Hamm.

Halten Sie eine Umstellung
des Pflegesystems von drei
Pflegestufen zu fünf Pflege-
graden für notwendig?

Elbers: Die seit vielen Jahren
immer wieder kontrovers dis-
kutierte Pflegereform soll
nun endlich auch einen ver-
lässlichen Rahmen bekom-
men. Dies bedeutet weg von
der sogenannten Minuten-
pflege. Die Reform der Pflege-
versicherung ist also längst
überfällig und soll den erwei-
terten pflegerischen Erfor-
dernissen nun Rechnung tra-
gen. Eine klare Differenzie-
rung des Pflegebedarfs in
fünf Pflegegrade soll nun
auch Personen zugutekom-
men, die bislang durch die
drei Pflegestufen keinen An-
spruch auf Leistungen hat-
ten.

Welche Bereiche wurden
durch das bisherige System
nicht genügend abgedeckt
und wer würde von der Um-
stellung profitieren?

Elbers: Das jetzige dreistufige

System der Pflegestufen be-
rücksichtigt den individuel-
len Pflegebedarf nicht ausrei-
chend, da eine Pflegestufe
oder auch eine höhere Pflege-
stufe häufig nicht erreicht
wird. Durch die geplante
Neuregelung profitieren ins-
besondere Menschen mit De-
menz. Denn dieser Personen-
kreis geht bisher leer aus. Ak-
tuellen Prognosen zufolge
wird die Zahl der Menschen
mit Demenz besonders ra-
sant steigen.

Was würde eine Umstellung
für das Pflegepersonal be-
deuten?

Elbers: Durch die Umstellung
der Kriterien hat zwangsläu-
fig auch eine intensive Schu-
lung des Pflegepersonals zu
den neuen Bewertungskrite-
rien stattzufinden. Dies auch
vor dem Hintergrund künfti-
ger MDK-Prüfungen. Hier
könnte ein zeitlicher Mehr-
aufwand für die erforderli-
chen Dokumentationen ent-
stehen.

Heinz Elbers leitet das Amt für
Soziales, Wohnen und Pflege in
Hamm. � Foto: Szkudlarek

Ein Spezialkran hob am Mittwoch im Maxipark eine große Stahlbetonkammer ins Erdreich. Dies wird die Schaltzentrale für den neuen kreativen Wasserspielplatz, der zurzeit
auf dem Gelände des ehemaligen Stocherteichkahns gebaut wird. Der Tank samt Pumpen wird zwei Wasserfelder mit dutzenden Fontainen bedienen. � Fotos (2): Rother

Wasserspiele im Maxipark
Wasserspeicher und Düsenteppiche werden installiert / 330 000 Euro Investition

HAMM � Im Maxipark haben die
Handwerker zurzeit das Sagen.
Auf dem Gelände des ehemali-
gen Stocherkahnteichs, der tro-
ckengelegt wurde, entsteht mit
großem Aufwand ein völlig neu
konzipierter Wasserspielplatz
mit einem Teppich von Wasser-
fontänen, die demnächst aus
dem Boden spritzen werden.

Gestern wurde die Pumpen-
kammer mit Hilfe eines Spe-
zialkrans im Erdreich ver-
senkt. Es wird das Wasserre-
servoir für die Wasserdüsen
beherbergen, außerdem die
erforderliche Pumpentech-
nik. Der etwa 25 Tonnen
schwere Stahlbetoncontai-

ner, den Maxipark-Geschäfts-
führer Jörg Rogalla mit einer
überdimensionalen Schatz-
kiste verglich, ist höher als
zwei Meter und hat eine
Grundfläche von etwa 15
Quadratmetern. „In den
nächsten Tagen wird der
Sammelbehälter an Wasser-
rohre und Elektroverkabe-
lung angeschlossen“, sagte
Rogalla. Danach werde das
Ungetüm komplett etwa ei-
nen Meter tief im Erdreich
verschwinden. Es sei gewis-
sermaßen die Herzkammer
des neuen, großzügigen Was-
serspielplatzes, die den Was-
serkreislauf regelt, sagte Ro-
galla.

Die Umbauarbeiten seien
voll im Zeitplan, so der Maxi-
park-Chef weiter. Ende Mai
werde die Baustelle voraus-
sichtlich abgeschlossen, für
Anfang Juni sei dann die Ein-
weihung des neuen Wasser-
spielplatzes vorgesehen.
330000 Euro lässt sich der
Park das kosten. Der Wasser-
spielplatz löst den Stocher-
kahnteich ab, der wegen ei-
ner Wassertiefe von 80 Zenti-
metern nicht mehr den Si-
cherheitsvorschriften ent-
sprach. Da Wasser aber eine
magische Anziehungskraft
für Kinder hat, sollte hoch-
wertigen Ersatz für den Publi-
kumsmagneten her. � dfb

Aus diesen Stahlrohren werden
Wasserfontainen spritzen.

Kitas
gegen
Kibiz

„Revision ist
unzureichend“

HAMM � „Keine Scherereien:
Mit Qualität Zukunft si-
chern!“ So lautet das Motto
einer Postkartenaktion, mit
der sich die katholischen Ki-
tas im Erzbistum Paderborn –
darunter auch die 46 Einrich-
tungen der Kita gGmbH Hell-
weg – gegen die mangelhaft
geplante Überarbeitung des
Kinderbildungsgesetzes (kurz
Kibiz) wehren.

Diese war zwar lange her-
beigesehnt worden, doch die
von der rot-grünen Landesre-
gierung vorgeschlagenen Än-
derungen reichen aus Sicht
der Kitas nicht aus, um die fi-
nanzielle Unterversorgung in
den Einrichtungen zu verbes-
sern.

Jetzt nehmen die Kitas die
Kommunalwahlen am 25.
Mai zum Anlass, um die Poli-
tiker wachzurütteln und sich
in Städten und Gemeinden
für eine hohe Bildungs- und
Betreuungsqualität zu enga-
gieren. Die Maßnahme, die
von den sieben Katholischen
Kita gem. GmbHs im Erzbis-
tum Paderborn durchgeführt
wird, startet am heutigen
Donnerstag und endet am 23.
Mai.

Die Einrichtungen halten
ab sofort Postkarten bereit,
die auf die Unterfinanzierung
aufmerksam machen und
einfach nur ausgefüllt wer-
den müssen. Die Karten wer-
den dann im April und Mai an
Kandidaten, Verantwortliche
und Politiker vor Ort überge-
ben – im Rathaus oder in der
Kita selbst. Damit die Aktion
auch auf Landesebene wahr-
genommen wird, wird jede
Kita vier Postkarten nach
Düsseldorf schicken – unter
anderem an Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft und
Familien-Ministerin Ute Schä-
fer.

Zwar werden laut den Kitas
heute vor allem durch den
Rechtsanspruch auf Kita-Plät-
ze für unter Dreijährige deut-
lich mehr Kinder erreicht
und betreut. Dabei bleibe
aber die damit verbundene
hohe Bildungs- und Betreu-
ungsqualität auf der Strecke.
Die Anforderungen seien ge-
stiegen, nicht jedoch die fi-
nanzielle Ausstattung der
Einrichtungen. � WA

„Zuwanderung wird die
Situation verschärfen“

Ohne Schulabschluss: OB fordert neue Wege
HAMM � Die Zuwanderung
unter anderem aus Südosteu-
ropa und aus Krisengebieten
in der Welt macht für Tho-
mas Hunsteger-Petermann
(CDU) größere Anstrengun-
gen in der Bildungs- und Inte-
grationspolitik notwendig.
Der Oberbürgermeister rea-
gierte gestern auf Zahlen des
statistischen Landesamtes.
Demnach hat, wie berichtet,
in Hamm die Zahl der Schü-
ler ohne Schulabschluss stark
zugenommen.

„Wir stellen fest, dass viele
Zuwanderer noch nicht ein-
mal schreiben oder lesen
können. Hier reichen Sprach-
kurse zur Integration nicht
aus“, betont Hunsteger-Peter-
mann. Der OB hat die Sorge,
dass die Zahl der Jugendli-
chen ohne Schulabschluss in
Zukunft noch weiter steigen
werde, wenn es nicht gelinge,
die Menschen auf einen aus-
reichenden Bildungsstand zu
setzen.

Die Stadt versuche zwar mit
eigenen Mitteln über Begrü-
ßungstage, den Ausbau der
Stadtteilarbeit sowie Orien-
tierungs- und Sprachkurse
zur Integration beizutragen.
Auch die Einhaltung der
Schulpflicht werde strengs-

tens kontrolliert. Doch das
reicht nach Meinung des
Oberbürgermeisters nicht
aus: „Wir brauchen spezielle
Förderangebote für alle Al-
tersklassen und alle Schulfor-
men, damit die jungen Men-
schen überhaupt eine Chance
haben, ins Schulsystem zu
kommen“. Hier müsse das
Land entsprechende Rah-
menbedingungen für die
Schulen schaffen. Als Sofort-
maßnahme fordert Hunste-
ger-Petermann die Einrich-
tung spezieller Förderklas-
sen.

Die aktuelle Statistik über
die Zahl der Schulabgänger
ohne Abschluss sei bereits ein
Indiz für diese Entwicklung.
Allein im „Schulabgänger-Al-
ter“ von 16 bis 18 Jahren sind
in Hamm aktuell 47 Zuwan-
derer allein aus Bulgarien
und Rumänien gemeldet.
Hinzu kommen junge Men-
schen aus Familien, die in
Hamm Zuflucht suchen. „Ich
halte es für unsere Pflicht, die
jungen Menschen, die es in
ihrer Heimat schon schwer
genug hatten, zu unterstüt-
zen und ihnen eine Chance
auf ein gutes Leben zu ge-
ben“, teilte Hunsteger-Peter-
mann mit. � WA

Pin-Aktion „Werner wählen“
OB-Kandidat Werner Gudrian will im Wahlkampf improvisieren

HAMM � Oberbürgermeister-
kandidat Werner Gudrian hat
nach eigener Aussage nur po-
sitive Rückmeldungen auf die
Bekanntgabe seiner Kandida-
tur erhalten. Er habe eine Rei-
he E-Mails bekommen, in de-
nen ihm Mut zugesprochen
werde, sagte Gudrian auf WA-
Nachfrage. Sogar ein früherer
Schulfreund habe sich bei
ihm gemeldet und geschrie-
ben: „Du traust dich etwas.
Wünsche dir, dass du heile da
herauskommst!“ In einer an-
deren Zuschrift heiße es: „Ich

finde es absolut toll, dass du
die Misere in der Verwaltung
ansprichst.“ Auch spontane
Beifallsbekundungen seien in
der Post. In einer Zuschrift
heiße es schlicht und ergrei-
fend: „Moin, moin, meine
Stimme gehört dir!“

Wo auch immer er sich in
den zurückliegenden Tagen

habe sehen lassen, sei er auf
seine OB-Kandidatur ange-
sprochen worden, sagte Gu-
drian. Nun komme es ihm da-
rauf an, den Schwung in die
nächsten Wochen des Wahl-
kampfes mitzunehmen. „Zur-
zeit plane ich eine Pin-Aktion
mit dem Aufruf ,Werner wäh-
len’.“ Außerdem habe er ei-
nen Freund damit beauftragt,
einen professionellen Inter-
net-Auftritt zu gestalten. Sei-
ne Wahlkampf-Auftritte wer-
de er in den nächsten Tagen
sorgfältig planen. � dfb

Werner Gudrian plant eine Pin-
Aktion. � Foto: Mroß

Studierende sind sauer auf die FDP
Vereinnahmung bei Lippesee-Thema / Liberale nahmen Gesprächsangebot nicht wahr
HAMM � Mit Verwunderung
und Unverständnis reagiert
die Studentenschaft auf Ver-
einnahmungsversuche der
Lokalpolitik. Aktueller Anlass
für die Kritik seien öffentli-
che Äußerungen der FDP am
vergangenen Samstag im
WA, in dem das Lippesee-The-
ma mit der Ansiedlung der
neuen Fachhochschule ver-
knüpft wurde, sagte gestern
Dennis Tokarczyk, Referent
für Öffentlichkeitsarbeit des
Allgemeinen Studierenden-
ausschusses der Hochschule
Hamm-Lippstadt.

„Wir finden es ja schön,
wenn die Hammer uns etwas
Gutes tun möchten, aber es
wäre schöner, wenn man

auch mit uns redet, bevor
man über uns redet“, so To-
karczyk. Die Studenten sähen
sich gezwungen, öffentlich
Stellung zu beziehen, da die
FDP-Ratsfraktion die Studie-
rendenschaft zum wiederhol-
ten Male in ihre Argumentati-
on einbringe, „ohne vorher
nach unserer Meinung ge-
fragt zu haben. Verwundert
seien die HSHL-Studenten
insbesondere auch deshalb,
weil die FDP sich auf ein An-
schreiben der Studierenden-
verwaltung vom August 2013
mit der Einladung zu einem
Kennenlerngespräch bis heu-
te nicht gemeldet habe. Grü-
ne und SPD hätten seinerzeit
darauf reagiert. Von der FDP

habe es nicht einmal eine
Rückmeldung gegeben „und
auch keine Anfrage, wo die
wahren Probleme der Studie-
renden liegen“, sagte To-
karczyk. Auch habe es keiner-
lei Anfrage der FDP gegeben,
ob sich die Studierenden ein
solches Projekt wie den Lip-
pesee überhaupt wünschen.
„Wir lesen ungern in der
Presse darüber, was wir ha-
ben möchten oder gebrau-
chen können, wenn man uns
vorher nicht einmal gefragt
hat“, sagte der Studierenden-
sprecher.

Der Schuh drücke die Stu-
dierenden eher im Alltag.
Zum Beispiel verfügbare
Wohnraumangebote im

Raum Heessen, die für stu-
dentisches Wohnen angebo-
ten worden seien. Für Studie-
rende seien Verbesserungen
im Öffentlichen Personen-
nahverkehr deshalb wün-
schenswert, insbesondere
eine integrierte Taktung von
Zug- und Busverbindungen,
um zügig zum Campus zu
kommen, sagte Tokarczyk.

„Wir arbeiten diesbezüglich
bereits mit verschiedenen
Stellen bei der Stadt zusam-
men“, sagte Tokarczyk. Die
Studierenden stünden darü-
ber hinaus auch gerne für
weitere Kooperationen be-
reit. „Aber dazu müsste man
schon mit uns sprechen.“
� dfb

Piraten gegen „Abzocke“
HAMM � Die Piratenpartei be-
zog gestern Stellung zum
Blitzmarathon der Polizei.
„Wir begrüßen ausdrücklich,
dass diesmal die Bürger ihre
Erfahrungen bei der Polizei
einbringen konnten. So offen
ist das Ordnungsamt nicht.
Wenn Bürger sich dort mel-
den, um konkrete Stellen an-
zugeben, wo ihrer Erfahrung
nach ein Blitzen vernünftig

wäre, so werden sie regelmä-
ßig zurückgewiesen“, be-
hauptet Martin Kesztyüs, Pi-
raten-Ratskandidat. Die Stadt
blitze im Gegensatz zur Poli-
zei auch vor allen Dingen an
Stellen, wo keine Gefahren-
zonen vorliegen, sondern wo
sie Geld machen könne. Die
Stadt nutze Blitzer als Ein-
nahmequelle für den Haus-
halt. Das sei „Abzocke“. � WA
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